
Sozialgericht Konstanz 

Az.: S 3 AS 173/21 

Im Namen des Volkes 

Urteil 
in dem Rechtsstreit 

 

- Kläger -

Proz.-Bev.: DGB Rechtsschutz GmbH, 

Jahnstraße 26, 88214 Ravensburg 

 

Gegen 

- Beklagter

B!Jro f�avensburg 

Die 3. Kammer des Sozialgerichts Konstanz 
hat auf Grund der mündlichen Verhandlung vom 04.08.2021 in Konstanz 
durch den Richter am Sozialgericht  als Vorsitzender 
sowie die ehrenamtlichen Richter  und 

für Recht erkannt: 

Die Klagen werden abgewiesen. 

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten. 
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Tatbestand 

Die Beteiligten streiten über die Höhe der Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 

(SGB II). 

Der 1995 geborene Kläger wohnt allein in einer Einliegerwohnung im Dachgeschoss im Haus 

seiner Eltern. Für die Wohnung zahlt er - nach seinen Angaben - eine monatliche Kaltmiete von 

450 EUR. 

Auf einen Antrag vom 17.04.2020 bewilligte der Beklagte mit Bescheid vom 22.07.2020 

Leistungen nach dem SGB II für die Zeit vom 01.04.2020 bis 30.09.2020 vorläufig. Die 

Vorläufigkeitserklärung erfolge in Hinblick auf monatlich in unterschiedlicher Höhe zufließendes 

Einkommen. Eine Zahlung in Höhe von 1.000 EUR, die der Kläger am 19.05.2020 von seinen 

Eltern erhalten habe, sei als Einkommen auf 6 Monate verteilt anzurechnen. 

Der Kläger legte hiergegen Widerspruch ein und legte eine von seiner Mutter Frau C - der 

Zeugin - ausgestellte Bescheinigung vor, der zu Folge es sich bei der Zahlung um ein 

Darlehen handele. Mit dem Geld habe ein Soll bei der Bank ausgeglichen werden sollen. 

Mit Bescheiden vom 14.01.2021 berechnete der Beklagte die Leistungen neu und forderte für 

den September 2020 110,33 EUR zurück. Es sei eme am 11.08.2020 

zugeflossene Steuerrückerstattung von 661,98 EUR zu berücksichtigen. Unter dem 

14.01.2021 erging ein weiterer Änderungsbescheid. Hintergrund war u.a. die Anrechnung 

einmalige Zahlung der Eltern in Höhe von 2.000 Euro, die der Kläger am 02.07.2020 erhalten 

hatte und die ab 01.8.2020 in Höhe von 333,33 Euro monatlich ab 01.08.2020 für einen 

Zeitraum von sechs Monaten anzurechnen sei. 

Der Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 21.01.2021 zurück. Er 

gehe nicht davon aus, dass es sich bei den Zahlungen der Eltern um ein (zurückzuzahlendes) 

Darlehen handele. Der Kläger habe auch über Vermögen bzw. Guthaben verfügt, so dass es des 

Darlehens zur Vermeidung eines Soll bei der Bank nicht bedurft habe. So verfüge der Kläger 

über zwei 














